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Die Stellung unter Polizeiauffidtt. 


beglaubigtes Bild der kleineren oder größeren Beſcholtenheit des zur 
Beaufſichtigung beſtimmten Individuums, kein Bild über deſſen Charakter 
und kein Bild über deſſen Erwerbs-, Vermögens⸗ und Familien⸗ 
verhältniſſe. Es wird daher unbedingt nothwendig ſein, ſich das 
Materiale hiezu vor Schlüſſigwerdung über die Fällung des Erkennt⸗ 
niſſes zuſammenzutragen, und zwar am beſten dadurch, daß die 
Fedina *) über den zu Beaufſichtigenden vom zuſtändigen Gerichte, der 
eingehende Bericht über Leumund, Vermögen und Familienverhält⸗ 
niſſe im Wege der Heimatsgemeinde oder ſonſt zweckdienlich requirirt 
und vielleicht auch die Gendarmerie als öffentliches Sicherheitsorgan 
über einſchlägige Umſtände befragt werde. Dieſes Materiale wird genug 
Subſtrat geben, um ein Bild über Lebensgang, Bildung, Erwerbs⸗ 


verhältniſſe des unter Polizeiaufſicht zu Stellenden zu ſchaffen und um 


auf Grund desſelben darüber ſchlüſſig zu werden, ob das Polizeiaufſichts⸗ 
erkenntniß ausgeſprochen werden ſoll oder nicht. 


Um den Nachweis zu liefern, daß es unbedingt nothwendig ſei, 
dieſe Vorerhebungen zu pflegen, möge folgende durch einen praktiſchen 
Fall beleuchtete Erwägung dienen. Die competente Behörde erhält vom 
Bezirksgerichte die Mittheilung, daß N. N. wegen Landſtreicherei auf 
Grund des § 1, Abſatz 2 des Landſtreichergeſetzes mit ſechswöchentlichem 


Arreſte beſtraft und die Zuläſſigkeit der Stellung unter Polizeiaufſicht 


Von Dr. Anton Hochegger, k. k. Polizeiconcipiſten in Trient. 
(Fortſetzung.) 


Wie ſtellt ſich nun die Ausführung dieſes Inſtitutes in der 
Praxis? 

Da in Folge der geſetzlichen Beſtimmung die Stellung unter 
Polizeiaufſicht nur auf Grund der im richterlichen Urtheile rechtskräftig 
ausgeſprochenen Erklärung der Zuläſſigkeit dieſer Maßnahme erfolgen 
darf, ſo wird der politiſchen Behörde erſter Inſtanz, oder dem mit 
den betreffenden Agenden betrauten autonomen Organe die Mittheilung 
hierüber zukommen. 

Hiebei ſind zweierlei Fälle möglich; entweder kommt der zur Ver⸗ 
hängung competenten Behörde einfach die Mittheilung des letzten Ur- 
theiles, in welchem eben auch die Zuläſſigkeit der Stellung unter 
Polizeiaufſicht ausgeſprochen iſt, zu, oder aber, im Falle der Verurtheilte 
in einer der für größere Verbrecher beſtimmten Strafanſtalten ſeine 
Strafe abgebüßt hat, nebſt der erwähnten Mittheilung des letzterfloſſenen 
Urtheiles auch die Auskunftstabelle, welche nebſt allen Vorſtrafen auch 
eine Schilderung des Charakters des zur Beauffichtigenden enthält. 

An die zur Verhängung der Polizeiaufſicht competente Behörde 
tritt nun die Erwägung heran, ob die gerichtlich als zuläſſig ausge⸗ 
ſprochene Stellung unter Polizeiaufſicht auch wirklich zu vollziehen fei. | 
Es iſt ſomit unbedingt nothwendig, ſich Gewißheit zu verſchaffen, ob 
die vom Gerichte in Vorſchlag gebrachte Maßnahme auch dem Zwecke 
entſpricht. 

Geſetzt, es gelangt einfach die Mittheilung des letzterfloſſenen 
Urtheiles an die competente Behörde, ſo hat dieſelbe kein actenmäßig 


Möglichkeit, 


ausgeſprochen wurde. Das Urtheil läßt einen ſehr eingefleiſchten Vaga⸗ 
bunden vermuthen, und nun wird die zuläſſige Stellung unter Polizei⸗ 
aufſicht in eine wirkliche verwandelt, ohne daß vielleicht auf das Vor⸗ 
leben des Sträflings näher eingegangen würde. Auf die Abfaſſung des 
ſtrengen Urtheiles mögen mannigfache Umſtände eingewirkt haben, und 
es kann dem Geſetze entſprechend dem urtheilenden Richter eine einmalig 


vorhergegangene Abſtrafung wegen Landſtreicherei und vielleicht wegen 


Diebſtahlsübertretung genügend erſcheinen, um die Zuläſſig keit auszu⸗ 
ſprechen, da er von der Vorausſetzung ausgeht, daß die zur Verhängung 
competente Behörde wohl noch genau unterſuchen wird, ob das Gericht 
mit dieſem Ausſpruche den thatſächlichen Verhältniſſen entſprechend 
gehandelt habe. Das Gericht ſchafft den politiſchen Behörden die 
alle jene für die öffentliche Ordnung gefährlichen 
Individuen den Beſtimmungen der Polizeiaufſicht zu unterwerfen. Die 


Gewißheit, ob dieſe Maßregel anzuwenden fer, kann und muß ſich 


die verhängende Behörde ſelbſt verſchaffen. Das Gericht geht bei Ab⸗ 
faſſung des Urtheiles hauptſächlich auf das Verhältniß der Perſon zur 
vorliegenden ſtrafbaren Handlung ein und concludirt, daß dieſes 
abzuſtrafende Individuum möglicherweiſe, wenn nicht in Schranken 
gehalten, zur neuerlichen Begehung von ſtrafbaren Handlungen der 
öffentlichen Sicherheit ſchädlich ſein konnte und macht daher der 
Polizeibehörde den Vorſchloag. Das Gericht und insbefondere die 
Bezirksgerichte, welchen die Aburtheilung der mannigfachen Ueber⸗ 
tretungsfälle und insbeſondere ſeit dem Jahre 1873 die Aburtheilung 
der Landſtreicherei obliegt, kann ſpeciell bei letzteren meiſtentheils ohne 


) Zeugniß über das Vorleben, ſog. Leumundszeugniß. A. d. R. 
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Vorerhebungen abgeführten Strafverhandlungen oft kein genügendes Bild Individuum von der die Polizeiaufſicht verhängenden Behörde (§ 7) 
der abzuſtrafenden Perſon ſich ſchaffen, um der politiſchen Behörde das der Aufenthalt in einzelnen Gebieten oder Orten gänzlich unterſagt oder 
Recht einzuräumen, auf die Zuläſſigkeitserklärung hin ohne weitere Vor⸗ auch ein beſtimmter Ort zum Auſenthalte angewieſen und ihm zur 
erhebungen die Polizeiaufſicht zur That werden zu laſſen. Um nun zu Pflicht gemacht werden, dieſen oder einen ſelbſt gewählten Aufenthalts⸗ 
dem durch vorſtehende Erwägungen unterbrochenen conereten Falle zurück ort nicht ohne Erlaubniß zu verlaſſen. Doch darf ihm der Aufenthalt 
zukehren, fo kann dieſer abgeſtrafte Landſtreicher wirklich in Folge höchſt | in feiner Zuſtändigkeitsgemeinde niemals unterſagt werden. Bevor auf 
mißlicher Verhältniſſe in eine ganz herabgekommene Lage gerathen ſein, das Thema eingegangen wird, von welchen Erwägungen hiebei ins⸗ 
ohne jedoch in Wirklichkeit ein jo ungerathenes Individuum zu fein, auf beſondere ausgegangen werden ſoll, möge eine Frage erörtert werden, 
welches die rigoroſen Beſtimmungen der Polizeiaufſicht gerechterweiſe welche mehr eine Interpretation dieſes Abſatzes, aber nicht ohne praktiſche 
Anwendung finden können; ſerner können ſeine Verhältniſſe ſich nach Bedeutung iſt. 
der verbüßten Strafe anders geſtalten und können überhaupt ſeine Er⸗ Die geſetzliche Beſtimmung unterſcheidet hier zwiſchen Excludirung 
werbsverhältniſſe zuſammengenommen mit ſeiner keineswegs jo tiefen und Internirung, ferner zwiſchen ſelbſt gewähltem und angewieſenem 
Geſunkeuheit, wie es das richterliche Urtheil vermuthen ließe, die Ver⸗ Aufenthalte und jagt ausdrücklich, daß der Aufenthalt in der Heimats⸗ 
hängung der Polizeiaufſicht vielleicht nicht anwendbar erſcheinen laſſen. gemeinde nicht unterſagt werden darf. 
en 15 0 0 Ei a de abe n ka Es kann ſomit geſetzlich eine Polizeiauſſicht mit der Beſtimmung 

h 5 5 a beſtehen, daß das überwachte Individuum alle Orte der Monarchie mit 
der Polizeiaufſichtsverhängung durch eigene Erhebungen klarſtelle, ſo Ausnahme beſtimmter einzelner als Wohnort wählen kann oder ein 
hängt das „Wie“ um ſo gewiſſer von reiflicher Ueberlegung und genauer an end ii 9 0 K i 
Erforſchung der individuellen Verhältniſſe des zu Beaufſichtigenden ab. eſtimmtes Kronland nicht betreten darf: N 

Oder aber es beſteht für den zu Ueberwachenden die Beſtimmung, 


Beide Fragen können unter einem gelöſt werden, da die oben daß derſelbe auf ein beſtimmtes Kronland, einen beſtimmten politiſchen 
erwähnten eee e f des Erkenntniſſes auch größten⸗ 5 Be oder 5 Gemeindegebiet angewieſen 5 Die se 
tbeils Bar be une eee eee 1 55 — wird meiſtentheils die weniger ſtrenge Art der Stellung unter Polizei⸗ 
facultativ anzuwendenden Maßnahmen des $ 9 durchzuführen find. Fat cht ſein, weil immerhin die übrige Welt groß genug iſt, um dem 

Maßgebend bei Anordnung der Maßnahmen iſt die Beſtimmung Erwerbe nachzugehen und ferner weil der Ruf des Beaufſichtigten in 
des Schlußſatzes beſagten 8 9. dem Lande, aus welchem derſelbe ausgeſchloſſen ift, gewiß meiſt ſchlecht 

Der Ruf des unter Polizeiaufſicht Geſtellten ſoll thunlichſt geichont | ift, während anderwärts die Perſon vielleicht gar nicht als ein polizeilich 
und dem Erwerbe womöglich kein Hinderniß in den Weg gelegt werden. beaufſichtigtes Individuum gekannt wird. Es ergibt ſich aus der Natur 

Sieht man von den in jedem Polizeiaufſichts-Erkenntniſſe noth⸗ der Sache, daß gerade fo wie ein Oeſterreicher aus dem öſterreichiſchen 
wendig enthaltenen Beſtimmungen des Abſatzes 2 b und ch ab, fo kommen Staatsgebiete nicht exeludirt werden kann, ein Landesangehöriger vermöge 


folgende Maßnahmen der Polizeibehörde zur Erwägung zu: des Rechtes, in ſeiner Heimatsgemeinde zu leben, ſchwerlich aus ſeinem 
1. Dauer. (§ 9, Abſatz 1.) Lande oder Bezirke ausgeſchloſſen werden kann, jelbftveritändfich mit der 
9 d , Abſat 2 a. Einſchränkung, daß derſelbe von gewiſſen Orten in ſeinem Lande, ſeinem 


Bezirke excludirt werden kann. 

Anders ſteht es mit der Confinirung oder Internirung. Dieſelbe 
iſt eine unſtreitig beiweitem ſtrengere Art der Polizeiaufſicht und wird 
durch den Umſtand, daß die politiſchen Behörden erſter Inſtanz die 
Stellung unter Polizeiaufſicht ausſprechen, zu einer ernſten Maßregel. 

Die bei den politiſchen Behörden erſter Inſtanz übliche Praxis 
geht dahin, daß der zu Ueberwachende im mildeſten Falle auf das Ge⸗ 
biet des politiſchen Bezirkes confinirt wird oder im ſtrengeren Falle 
des Gerichtsbezirkes ſeines Heimatsortes oder auf einige Gemeinden 
ſeines Heimatsbezirkes oder des politiſchen Bezirkes überhaupt, oder 
endlich im ſtrengſten Falle auf das Gebiet ſeiner Heimatgemeinde allein. 
Es ſcheint bisher die nach dem Geſetze gewiß zuläſſige Confinirung 
eines unter Polizeiaufſicht zu ſtellenden Individuums auf mehr als 
einen politiſchen Bezirk oder auf ein Kronland in Praxis nicht viel 
oder gar nicht geübt zu . 1 mag ſein, daß einzelne 
b . : DAR iti ehörden erſter Inſtanz ſich nicht competent fühlen, zu 
ſelbſtverſtändlich an den Beſtimmungen desſelben, falls die Polizeibehörde e der 8 Bofigeiauffi zu En ſch 0 en 
die Polizeiaufſicht verhängt, gehalten werden, und en ee bezirke aufhalten dürfe. Das Geſetz läßt die Möglichkeit der Confinirung 
richtliches Urtheil durch die politiſche Behörde abgeändert würde, ſo auf mehrere politiſche Bezirke gewiß nicht ausgeſchloſſen, jedoch dürfte 
ſollte exit eine Verſtändigung zwiſchen Gerichts⸗ und Polizeibehörden es wohl in einem ſolchen Falle nothwendig ſein, daß dieſe über den 
erfolgen, um die z. B. auf die a von zwei Jahren verhängte Heimatsbezirk hinausreichende Confinirung im Einverſtändniſſe der 
Polizeiaufſicht in Folge Entfalles der Nothwendigkeit auf ein oder betreffenden politiſchen Bezirksbehörden und, falls dieſelbe auf ein Kron⸗ 


3. Beſchränkung der perſönlichen Freiheit innerhalb des Inter⸗ 
nirungsraumes. (§ 9, Abſatz 2 c.) 

Zu 1. Die Dauer darf den Zeitraum von 3 Jahren, gerechnet 
vom Tage der Entlaſſung aus der Strafhaft, nicht überſchreiten. Bezüg⸗ 
lich der Bemeſſung der Dauer hat ſich eine zweifache Praxis heraus— 
gebildet. Es iſt nämlich theilweiſe Gepflogenheit geworden, daß das 
Gericht die Zuläſſigkeit der Stellung unter Polizeiaufſicht in einer 
beſtimmten Dauer im Urtheile ausſpricht, z. B. für die Dauer von 
zwei Jahren oder aber ohne Zeitbeſtimmung die Zuläſſigkeit überhaupt. 
Es ſcheint indeſſen die erſte Gepflogenheit geſetzlich nicht begründet zu ſein, 
da dies im Geſetze nirgends ausgeſprochen iſt, ferner auch die Beſtimmung 
der Zeitdauer eine Maßnahme der Ausführung iſt und der Schlußſatz 
des letzten Abſatzes des § 9 deutlich beſagt, daß die Polizeiaufſicht 
aufzuheben iſt, wenn deren Nothwendigkeit entfällt. 

Wenn ſomit das Urtheil des Gerichtes rechtskräftig iſt, ſo ſoll 


ein halbes Jahr abzukürzen. i land ausgedehnt werden ſollte, im Wege der Landesbehörde durchgeführt 
Es wird immerhin zweckentſprechender ſein, die Beſtimmung der werden müßte. 
Zeitdauer der erkennenden Polizeibehörde zu belaſſen, da ſelbe auch das Wie ſchon erwähnt, iſt die Erörterung mit Rückſicht auf die 


Recht beſitzt, die Polizeiaufſicht früher aufhören zu laſſen, als es Uebung von wenig praktiſcher, ſondern mehr theoretiſcher Bedeutung, 
urſprünglich im Erkenntniſſe verfügt wurde. Die Erwägungen bei ene we die theoretiſch 185 un ba ui allen 
Fixirung der Zeitdauer dürften nun folgende ſein: Hat man ein ſelbſt gewähltem und angewieſenem Aufenthalt. Es iſt für den unter 
Individuum vor ſich, welches zu den notoriſch r unverbeſſerlichen gehört, Polizeiaufſicht zu Stellenden gewiß ein großer Vortheil, daß ihm geſetz⸗ 
ſo wird die 5 Ausdehnung am zweckmäßigſten ſein: hat man ich die Möglichkeit gegeben wird, den Aufenthaltsort ſich ſelbſt wählen 
jedoch ein Individuum vor ſich, welches auf den Weg der Beſſerung zu dürfen, allein ob demſelben dieſe Rechtswohlthat auszuüben oder 
durch die Polizeiaufſicht geführt werden kann, ſo dürfte es ſich am überhaupt, wenn auch erfolglos, geltend zu machen, immer möglich 
beſten eignen, zwar keine ganz kurze Dauer zu wählen, jedoch dem der gemacht a kann, iſt fehr an bie { 
Geſellſchaft wieder Gegebenen die Möglichkeit zu gewähren, diefe Dauer 5 
durch ganz entſprechendes Benehmen abzukürzen, oder gewiſſe anfänglich (Schluß folgt.) 
beſtehende ſtrengere Maßnahmen zur Aufhebung zu bringen. 
Zu 2. Die Internirungsmaßnahmen beſtimmt Abſatz 2 a des 
§ 9 und zwar in nachſtehender Weile. Es kann dem fraglichen 


1 ; der Praris. | Wenn der § 1 des Hofkanzleidecretes vom 14. Februar 1840, 
Mittheilungen aus Prar J. G. S. Nr. 409, beſtimmt, daß die länger als drei Jahre aus- 
a 5 ee 1 1, haftenden Steuerrückſtande nur ein den Hypothekargläubigern nachſtehendes 

ueber Entlohnung diet. e Pection Pfandrecht genießen ſollen ($ 31, 3. 3 Concursordnung), jo kann einer 
Executionsführung ſeitens des Aerars auf das bezügliche Gut behufs 
Hereinbringung von Steuerrückſtänden nur die Rechtswirkung eingeräumt 
werden, daß dem Aerar auch die länger als drei Jahre aushaftenden 
Steuerrückſtände in der Reihe des erwirkten Pfandrechtes, daher vor den 
etwa noch nachfolgenden Tabulargläubigern aus dem Meiſtbote zuzuweiſen 
ER find. Dieſer Executionsführung aber die Wirkung beilegen zu wollen, 

En der Be 17 er > a daß dadurch auch für ältere als dreijährige Steuerrückſtände die Priorität 
das vom Tr 5 a 1 9 1 18 l des geſetzlichen Pfandrechtes vor allen Tabulargläubigern gewahrt werde, 
e unter 9 0 f. Bezir arzte (ee Be ana erſcheint unzuläſſig. Denn die Hofdecrete vom 16. September 1825, 
i ehebung der recurrirten Entſcheidung Folge zu geben. Nr. 2123, 1. September 1826, Nr. 2219, und vom 4. September 

Denn die Mitunterfertigung eines, wenn auch ſchon von einem 1831, Nr. 2533 J. G. S., beſchränken das den Realſteuern vor 
mitintervenirenden Amtsarzte ſchriftlich ausgearbeiteten vorliegenden allen anderen aus Privatrechtstiteln entſpringenden Forderungen ein⸗ 
Gutachtens über eine gemeinſchaftlich vollzogene ſanitätspolizeiliche geräumte Vorrecht ausdrücklich nur auf dreijährige Rückſtände und 
Section von Seite des zweiten mitintervenirenden Arztes macht letzteren würde nun dem ſeitens des Aerars zur Einbringung des Steuerrück⸗ 
für den Inhalt des gemeinſchaftlichen Gutachtens mitverantwortlich, ſtandes auf die Realität erwirkten executiven Pfandrechte, mit Berufung 
ſetzt demnach voraus, daß der mitfertigende Arzt dasſelbe genau und auf die im § 1497 a. b. G. B. enthaltene Beſtimmung, die oben 
gewiſſenhaft prüfe, ob es mit Rückſicht auf den gegebenen ſpeciellen gedachte Wirkung eingeräumt werden, fo möchte hiedurch ein von der 
Fall den Thatſachen, den fachwiſſenſchaftlichen Anforderungen und den Geſetzgebung im Intereſſe des Realeredites ausdrücklich nur für eine 
Vorſchriften der gerichtlichen Mediein entſpricht und ift durch den Auf- beſchränkte Zeitdauer eingeräumtes Privilegium über diefe Zeit hinaus 
wand einer unter Umſtänden nicht geringen fachwiſſenſchaftlichen Mühe⸗ ausgedehnt werden, was der Tendenz des Geſetzes geradezu entgegen wäre. 
waltung bedingt, welche Anſpruch auf Entlohnung gibt. Die in den 88 13 und 14 des Finanzminiſterialerlaſſes vom 
Die gegentheilige Gepflogenheit könnte leicht den Anlaß zur Ab- | 3. Mai 1850, R. G. Bl. Nr. 181, enthaltene Beſtimmung ſtellt ſich 

gabe läſſigerer Gutachten geben, was unter allen Umſtänden vermieden als eine ſpecielle, nur die Uebertragungsgebühren betreffende Ausnahms⸗ 
werden muß. H. vorſchrift dar und läßt ſchon deshalb eine ausdehnende analoge Anwen⸗ 
A dung auf andere Fälle nicht zu. Uebrigens hat die hier vorliegende 
Nach den noch in Wirkſamkeit beſtehenden Hofdecreten vom Rechtsfrage ihre Löſung im geſetzlichen Wege nicht nur im § 31, 8. 1, 
16. September 1825, Nr. 2132, 1. September 1826, Nr. 2219, der Concursordnung vom 25. December 1868, ſondern auch bereits in 


x ee 19151 ng e e dem mit der Verordnung des ſteiermärkiſchen Guberniums vom 30. Sep- 
I © 7 8 N u . 
einer Meiſtbotsvertheilung ein Vorrecht vor allen Hypothekar⸗ tember 1825, 3. 24.255, kundgemachten Hofkanzleidecrete vom 10. Sep- 


forderungen nur ſolche Steuerrückſtande, welche nicht langer als tember 1825, 3. 2821, gefunden ), worin im Einverſtändniſſe mit 
drei Jahre vom Tage aushaften, an welchem die Realität bei der der k. k. oberſten Juſtizſtelle erklärt wurde, daß die Frage, ob — 
executiven Feilbietung veräußert wurde. wenn von einem Contribuenten die Steuerzahlung von Zeit zu Zeit 

Gegen den vom k. k. ſtädt.⸗del. Bezirksgerichte in Brünn erlaſſenen betrieben worden iſt, ohne daß ſie erfolgte, oder wenn ihm Termine 
Beſcheid vom 24. Mai 1879, 3 21.475, über die Vertheilung des zugeſtanden wurden — das privilegirte Hypothekarrecht auch auf einen 
Meiſtbotes für den im Executionszuge der Marie Polzer gegen Joſef längeren Zeitraum als von drei Jahren wirken könne, ſich nicht 
Franz peto. 1600 fl. veräußerten Halblahn Nr. 26 in Turas hatte die bejahend beantworten laſſe, weil das privilegirte, auf einen dreijährigen 
k. k. Finanzprocuratur noe. des Steuerärars den Recurs deshalb ein- Steuerrückſtand beſchränkte Hypothekarrecht mit der Verjährung keine 
gebracht, weil die angemeldeten, mehr als dreijährigen Realſteuern für die Verbindung hat und ſich nur dadurch wirkſam zeigt, daß die öffentliche 
Jahre 1874, 1875 und für die Zeit vom 1. Jänner bis 8. März Verwaltung ihre Auſprüche auf einen dreijährigen Steuerbetrag vor 
1876 nicht als Vorzugspoſt auf den Meiſtbot gewieſen wurden und allen anderen auf dem Gute verſicherten Verbindlichkeiten geltend macht, 
überreichte, nachdem ihrer Beſchwerde vom k. k. mähr.⸗ſchleſ. Oberlandes- daß der Umftand, ob der Rückſtand betrieben, executirt und doch nicht 
gerichte keine Folge gegeben wurde, den außerordentlichen Reviſionsrecurs. eingebracht ward, oder ob Zahlungsfriſten bewilligt wurden, in diefen 
Da ſich bei der oberſtgerichtlichen Berathung über dieſen Reviſionsrecurs Verhältniſſen nichts ändert, vielmehr jede Rückſicht darauf Unzukömm⸗ 
der zur Entſcheidung berufene Senat, namentlich im Hinblick auf die lichkeiten aller Art zur Folge haben würde, und daß das privilegirte 
zufolge der a. h. Entſchließung vom 1. Mai 1850 erlaſſene Finanz Hypothekarrecht nur die Summe eines dreijährigen Rückſtandes ſichert, 
miniſterialverordnung vom 3. Mai 1850, R. G. Bl. Nr. 181, für die oder mit anderen Worten, daß für den Betrag einer dreijährigen 
Stattgebung des Reviſionsrecurſes, hiemit aber gleichzeitig für ein Abgehen Steuer die Staatsverwaltung durch ein Vorzugsrecht gedeckt iſt, für 
von dem unter Nr. 100 in das Spruchrepertorium aufgenommenen den Betrag, der dieſe Summe überſteigt, aber keinen Vorzug genießt, 
Rechtsſatze“) ausſprach, brachte das Präſidium des oberſten Gerichts- ſondern im gleichen Verhältniſſe mit Privaten ſteht, welche Forderungen 
hofes, unter vorläufiger Suspenſion des Vollzuges jenes Senaksbeſchluſſes, zu ſtellen haben. 
gemäß $ 3 der zur Führung eines Judicatenbuches und des Spruch— Zugleich wurde bei Beſtand dieſes Beſchluſſes nunmehr dem 
repertoriums erlaſſenen a. h. genehmigten Inſtruction die durch den Eingangs erwähnten a. o. Reviſionsrecurſe der k. k. Finanzprocuratur 
erwähnten Spruch entſchiedene neuerlich angeregte Rechtsfrage vor einem keine Folge gegeben. 
verſtärkten Senat, welcher ſohin nach eingehender, wiederholter Berathung Beſchluß vom 18. November 1879, 3. 11.623. Ger.⸗H. 
beſchloß, daß an Stelle des citirten Spruches, unter Feſthaltung des —— 
darin niedergelegten Grundſatzes, der oben angeführte Rechtsſatz in das 
Judicatenbuch einzutragen ſei und ſich hiebei von nachſtehenden Erwägungen 
leiten ließ: 

Bei der vorliegenden Rechtsfrage ſind zwei Momente in Betracht 
zu ziehen, nämlich: das den landesfürſtlichen Steuern auf das unbeweg 
liche Gut — von dem ſie zu entrichten ſind — überhaupt eingeräumte 
gefetzliche Pfandrecht und dann deſſen Priorität. 


Das k. k. Miniſterium des Innern fand unterm 22. März 1879, 
3. 1611, dem Miniſterialrecurſe des Bezirksvertretungsarztes Dr. Johann 
P. gegen die Entſcheidung der Statthalterei, mit welcher demſelben die 
von ihm anläßlich der ſanitätspolizeilichen Section des plötzlich verſtor⸗ 
benen Johann K. für die Abgabe des Gutachtens verrechnete Gebühr 


Notiz. 


(Eine politiſche Ehrenbeleidigung) wurde, wie die „Juriſtiſche n 
Blätter“ nach der „Berliner Gerichtszeitung“ mittheilen, am 31. Jänner l. J. 
vor dem dritten Strafſenate des Berliner Kammergerichtes verhandelt und dabei 
die principiell wichtige Frage discutirt: Ob eine politiſche Partei als ſolche über⸗ 
haupt beleidigt werden kann, und zwar ſo, daß Jeder, der dieſer Partei angehört, 
berechtigt iſt, den Strafantrag zu ſtellen? In der Niederlauſitz hatte zur Zeit 
der letzten Wahlen der Vorſitzende des liberalen Wahlcomites, ein geachteter 
Bürger, einen Wahlaufruf erlaſſen, in welchem er vor der Wahl des von der 


) Dieſer Rechtsſatz lautet: „Die Beſtimmungen der Finanzminiſterial⸗ 
verordnung vom 3. Mai 1850, R. G. Bl. Nr. 131, Abſ. III, 14, reſpective der 
a. h. Entſchließung vom 1. Mai 1850 in Anſehung der Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung des Vorzugsrechtes rückſtandiger Vermögensübertragungs⸗Gebühren finden 
auf andere rückſtändige Steuern keine analoge Anwendung.“ 


) Prov. Gefetzſammlung für Steiermark Bd. VII, Ne. 155 (S. 344 ff.) 


conſervativen Partei aufgeſtellten Candidaten mit Energie warnte und darauf 
hinwies, daß Derjenige, der ihn wähle, die Mitſchuld trage, wenn die Steuer⸗ 
erhöhung größer und das Tabaksmonopol perfect werde. Es ſei daher Pflicht, 
gegen einen Candidaten zu ſtimmen, deſſen Partei den „Umſturz“ der beſtehen⸗ 
den Verhältniſſe wolle. Der Landrath des Kreiſes gab bei den Wahlen dem 
conſervativen Candidaten ſein Stimme und ließ dann gegen den Verfaſſer des 
Aufrufes und gegen den Buchhändler, in deſſen Verlag der Aufruf erſchienen, 
Anklage erheben, weil er als Wähler ſich beleidigt fühle durch die Bemerkung, 
daß er für einen Mann geſtimmt habe, der den „Umſturz“ wolle. Der erſte 
Richter ſprach beide Angeklagte ohne Weiteres frei und motivirte dieſe Entſcheidung 
in folgender Weiſe: „Ohne Zweifel kann eine Mehrheit von Perſonen als ſolche 
beleidigt werden, ſoſern dieſelbe eine gewiſſe Anzahl von Berufs⸗ oder Standes⸗ 
genoſſen umſaßt, z. B. Offictere, Advocaten, Geiſtliche u. ſ. w., und es iſt als⸗ 
dann Jeder, welcher dem Berufe oder Stande angehört, befugt, für ſich den 
Strafantrag zu ſtellen. Dagegen kann eine Mehrheit von Parteigenoſſen überhaupt 
nicht Object einer Beleidigung ſein, weil die Grenze der Parteigeſinnung nicht 
zu ziehen, das ſichtbare Band der Zuſammengehörigkeit fehlt." Gegen dieſe Ent⸗ 


ſcheidung appellirte die Staatsanwaltſchaft. Der Vertreter der Oberſtaatsanwalt⸗ 
ſchaft beantragte in längerer, gewandter Rede vor dem Kammergericht die 


Abänderung des erſtinſtanzlichen Erkenntniſſes und die Verurtheilung beider 


Angeklagten zu je 300 Mark Geldſtrafe, eventuell 30 Tagen Gefängniß. Der 
Senat verkündete nach langer Berathung das nachſtehende Urtheil: „Es iſt der 


Oberſtaatsanwaltſchaft, entgegen der erſtrichterlichen Anſicht, dahin beizutreten, 
daß im vorliegenden Falle, wo es ſich nicht um eine unbegrenzte Mehrheit der 
Perſonen, ſondern um alle diejenigen Wähler eines beſtimmten Kreiſes handelt, 
die an einem beſtimmten Tage den conſervativen Candidaten gewählt haben, 
ſehr wohl jeder dieſer Wähler berechtigt war, bei vermeintlicher Beleidigung für ſich 


und ſeine Perſon den Antrag auf Beſtrafung zu ſtellen. Trotzdem aber iſt das 
freiſprechende Urtheil zu beſtätigen, weil eine Beleidigung in dem Wahlaufruf 
überhaupt nicht enthalten iſt. Der Verfaſſer hat denſelben zwar in ſcharfen 


Ausdrücken abgefaßt, aber nicht die Beſugniß überſchritten, die ihm als Vor⸗ 
ſizenden des liberalen Wahlcomites zuſtand. Wenn er in Bezug auf die conſer⸗ 
vative Partei, beziehentlich den Candidaten derſelben, den Ausdruck „Umſturz“ 
gebraucht hat, jo bediente er ſich augenſcheinlich desſelben nicht im gewaltſamen 
Sinne, ſondern wollte nur ſagen — indem er dabei lediglich die Ziele der 
eigenen Partei im Auge hatte —, der conſervative Candidat möchte geneigt 
ſein, bei Abſtimmung ſo zu ſtimmen, daß die freiheitlichen Einrichtungen, 
die wir haben, erſchüttert werden könnten.“ 


Geſetze und Verordnungen. 
1880. J. Quartal. 
Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öfter: 
reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. 
Nr. 30. Ausgeg. am 11. März. 


Abdruck von Nr. 20 R. G. Bl. 
Nr. 31. Ausgeg. am 13. März. 


| 
Nr. 32. Ausgeg. am 16. März. 


Nr. 33. Ausgeg. am 18. März. 

Abdruck von Nr. 26 R. G. Bl. 

Bewilligung zum Baue und Betriebe einer Schlepphahn von der k. k. | 
priv. Dux⸗Bodenbacher Bahn zu den Kohlenſörderſchächten der Bergwerksbeſitzer 
Bail und Rindskopf in Koſten. Z. 33.436. 6. November 1879. 

Conceſſion zum Baue und Betriebe einer normalſpurigen Schleppbahn 
von der Station Teſchen der Kaſchau⸗Oderberger Bahn zum dortigen Lagerhauſe 
des Georg Kukutſch. Z. 2151 23. Februar. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine ſchmalſpurige 
Vicinaleiſenbahn von Capo d'Iſtria über Caſtelvenere, Buje, Gaſtagna, Montona, | 
Caroiba und Terviſo nach Piſino. Z. 336. 28. Februar. | 

Aenderung der Statuten der k. k. priv. öſterreichiſchen Nordweſtbahn. 
HM. Z. 7111. M. d. J. 8. 612. 29. Februar. 

Nr. 34. Ausgeg. am 20. März. 

Bewilligung zu den Vorarbeiten für eine Eiſenbahnlinie zwiſchen Mako 
und Szöregh. Z. 3132. 21. Februar. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 


Seeundärbahn von Loboſitz nach Libochowitz mit einer eventuellen Schlepphahn 
an die Elbe. Z. 40.916 ex 1879. 1. März. 


| 


| 
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Nr. 35. Ausgeg. am 23. März. 

Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Schleppbahn von der Czernoſitzer 
Zuckerfabrik zur Südnorddeutſchen Verbindungsbahn. Z. 3599. 6. Februar. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine ſchmalſpurige 
Eifenbahn eventuell mit Tramwaybetrieb zwiſchen Linz und Kleinmünchen. 
Z. 37.350 ex 1879. 12. März. 

Nr. 36. Ausgeg. am 25. März. 

Abdruck von Nr. 29 R. G. Bl. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 20. März 1880, womit 
für April 1880 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber 
zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 

Bewilligung zu den Vorarbeiten für eine Eiſenbahnlinie von Budapeſt 
über Vörösvar und Dorog bis Gran. Z. 3640. 5. März. 

Vewilligung zu den Vorarbeiten für eine Eiſenbahnlinie von Papa nach 
Keszthely reſp. Szent⸗György. Z. 3378. 6. März. 

Nr. 37. Ausgeg. am 27. März. 

Agiozuſchlag zu den Fahr- und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Eiſenbahnen. 24. März. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für 
Böhmen und Mähren. Z. 2168. 4. März. 

Verordnungsblatt für die k. k. Gendarmerie. 
Nr. 1. Ausgeg. am 29. Jänner. 

Circularverordnung vom 27. Jänner 1880, Nr. 1420377 III. Berichtigung 
der Militär⸗Marſchroutenkarte. 

Nr. 2. Ausgeg. am 26. März. 


! 


Canäle in 


Verordnungsblatt für die k. k. Landwehr. 
Nr. 1. Ausgeg. am 10. Jänner. 


Nr. 2. Ausgeg. am 24. Jänner. 


Nr. 3. Ausgeg. am 3. Februar. 
Kundmachung des Miniſteriums für Landesvertheidigung und des Finanz⸗ 
miniſteriums vom 21. October 1879, womit die Einreihung der Gemeinde 
Tarvis in Kärnten in die ſiebente Zinsclaſſe des Zinstariſes (R. G. Bl. Nr. 95 
| ex 1879) verlautbart wird. 


} 
Nr 4. Ausgeg. am 17. Februar. 


Nr. 5. Ausgeg. am 20. Februar. 
Circularverordnung vom 14. Februar 1880, Praes. Nr. 348. Geſetz, 
womit das Rekrutencontingent feſtgeſtellt und deſſen Aushebung im Jahre 1880 


bewilligt wird. 


Circularverordnung vom 19. Jänner 1880, Nr. 785/162 II. Beginn 
der Amtswirkſamkeit der Bezirksgerichte Zloty Potok und Tluſte. 
Nr. 6. Ausgeg. am 4. März. 
Circularverordnung vom 27. Februar 1880, Praes. Nr. 283. Dritte 
periodiſche Berichtigung der Landwehr-Dienſtbücher und Vorſchriften. 
Nr. 7. Ausgeg. am 6. März. 


Nr. 8. Ausgeg. am 14. März. 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben dem Hofrathe bei der Tiroler Statthalterei Johann 
Ritter v. Vorhauſer anläßlich deſſen Penſionirung die a. h. Zufriedenheit 
ausdrücken laſſen. 
Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Franz Ritter v. Zanchi in 
Zara anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Hofrathes 
taxfrei verliehen. 

5 Seine Majeſtät haben dem Inſpector der Kaiſerin Eliſabeth⸗Bahn Franz 
Fiſcher Edlen v. Rößlerſtamm in Salzburg das goldene Verdienſtkreuz 
mit der Krone verliehen. 

Der Miniſter des Aeußern hat die vom leitenden k. u. k. Generalconſulate 
in Smyrna verfügte Beſtellung des Handelsmannes Haim Eskenazi zum 
k. u. k. Conſularagenten in Vurla genehmigt. 


Erledigungen. 

Secretärsſtelle bei der k. k. Tabak⸗Hauptfabrik in Neutitſchein mit der 
achten Rangsclaſſe, eventuell Directorsſtelle bei einer k. k. Tabakfabrik in der 
achten oder Verwalter⸗ oder Controlorsſtelle in der neunten Rangsclaſſe bei einer 
k. k. Tabakfabrik, bis Ende September. (Amtsbl. Nr. 198.) 


dbHiezu als Beilage: Bogen 17 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. BE 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


